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Der Link zum Recht
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Rechtslage

Unter dem Näherpflanzrecht wird das Recht verstanden, eine Bepflanzung in einem geringeren als dem gesetzlichen Abstand zur Grenze des Nachbargrundstücks zu setzen.
Allgemeines

Die Kantone sind befugt, für Anpflanzungen je nach der Art des Grundstücks und der Pflanzen bestimmte Abstände vom nachbarlichen Grundstück vorzuschreiben. Die Mindestabstände sind von Kanton zu Kanton unterschiedlich geregelt.

Werden die gesetzlichen Abstände nicht eingehalten, ist der benachbarte Grundeigentümer berechtigt, gerichtlich die Beseitigung des unrechtmässigen Zustands zu verlangen. Das Klagerecht ist in den kantonalen Gesetzen geregelt. Der betroffene Grundeigentümer hat die Klage innerhalb von einem (z.B. UR), zwei (z.B. OW, SZ), drei (SO), fünf (z.B. BE, GL, GR, SH, UR, VS, ZG, ZH), zehn (z.B. BL, FR, LU) oder 30 (z.B. GE) Jahren bzw. ohne Frist (z.B. AG, TG, SG) seit der Pflanzung zu erheben.

Die gesetzlichen Grundlagen finden sich meistens im jeweiligen kantonalen Einführungsgesetz zum Zivilgesetzbuch (EG-ZGB), im Kanton Thurgau im Flurgesetz. Je grösser der Baum oder die Pflanze, desto grösser ist der einzuhaltende Abstand zur Grenze des Nachbargrundstücks. Häufig wird nach Art der Pflanzen (hochstämmige Bäume, Obstbäume, Zwerg- oder Zierbäume und -sträucher, Hecken) unterschieden. Ein Teil der Kantone kennt Spezialregelungen für Reben oder wenn die Grenze zu einem Waldgrundstück betroffen ist. Zum Teil wird auch festgelegt, dass die Pflanzen jährlich auf eine bestimmte Maximalhöhe zurückzuschneiden sind.
Diese Abstände gelten regelmässig auch für wild wachsende Bäume und Sträucher. Die meisten kantonalen Bestimmungen sehen eine Ausnahmeregelung für Pflanzen vor, die vor Inkrafttreten des entsprechenden kantonalen Gesetzes gepflanzt wurden. Für Abstände zu öffentlichem Grund gelten ebenfalls oftmals Spezialbestimmungen.
Dienstbarkeitsvertrag (Näherpflanzrecht)
Der unterzeichnende Grundeigentümer (Dienstbarkeitsbelasteter)
Name, Vorname: 
________________________________________________________

Adresse: 
________________________________________________________

Parzelle Nr.: 
________________________________________________________
erteilt seinem Nachbarn (Dienstbarkeitsberechtigter)
Name, Vorname: 
________________________________________________________
Adresse: 
________________________________________________________
Parzelle Nr.: 
________________________________________________________
die Zustimmung, für die folgenden Pflanzungen die minimalen gesetzlichen Grenzabstände zur gemeinsamen Grenze zu unterschreiten. Der Grenzabstand muss aber mindestens ______ m betragen.
Pflanzungen:
________________________________________________________
Gegenleistung an den Dienstbarkeitsbelasteten:

_________________________________________________________________________

Die Dienstbarkeit wird für unbestimmte Zeit eingeräumt. Sie ist im Grundbuch einzutragen.
Die Kosten der Eintragung der Dienstbarkeit im Grundbuch gehen zulasten des Dienstbarkeitsberechtigten.
Das Grundbuchamt [Ort] wird hiermit beauftragt und ermächtigt, die Dienstbarkeit im Grundbuch einzutragen.
_______________ [Ort], den _________ [Datum]

___________________________
___________________________

Unterschrift Dienstbarkeitsbelasteter
Unterschrift Dienstbarkeitsberechtigter
